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8 AZR 524/92
4 Sa 33/92 Berlin

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
9. Juni 1993 Urteil
Bittner,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 9. Juni 1993 durch die Vizepräsidentin 
Michels-Holl, die Richter Dr. Ascheid und Dr. Müller-Glöge sowie 
die ehrenamtlichen Richter Dr. Gaber und Hickler für Recht er­
kannt :

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 13. Au­
gust 1992 - 4 Sa 33/92 - aufgehoben.
Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Berlin vom 15. November 
1991 - 68 Ca 3017/91 - abgeändert und die 
Klage abgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten des Rechtsstreits 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob das Arbeitsverhältnis der 
Klägerin gemäß Art. 20 Abs. 1 Einigungsvertrag (EV) in Verbindung 
mit Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 Abs. 2 
Sätze 2 und 5 (im folgenden Nr. 1 Abs. 2 EV) ab dem 1. Januar 
1991 geruht und mit Ablauf des RühensZeitraumes geendet hat.

Die am 31. Mai 1938 geborene Klägerin war seit dem 1. Juli 
1981 als Kellnerin in der Versorgungseinrichtung des Ministerra­
tes der DDR (im folgenden VEM) zu einem Monatsgehalt in Höhe von 
zuletzt 1.500,00 DM brutto beschäftigt.

Die VEM war eine Einrichtung zur Betreuung und Versorgung 
von Gästen und Nomenklaturkadern des Zentralkomitees der SED, des 
Staatsrates der DDR, des Ministerrates der DDR sowie der vom Lei­
ter des Sekretariats des Ministerrates, des Leiters der Abteilung 
Betriebe und Einrichtungen des Sekretariats des Ministerrates und
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des Leiters der Protokollabteilung des Sekretariats des Minister- 
rates eingewiesenen Gäste (§ 1 Abs. 1 der Ordnung über die Stel­
lung und die Aufgaben der VEM vom 16. Juli 1984). Die VEM war 
Haushaltsorganisation und juristische Person. Im Rechtsverkehr 
wurde die VEM durch den Direktor vertreten. Die VEM war in fünf 
Direktionsbereiche gegliedert. Dem Direktionsbereich Gastronomie 
war die Sonderabfertigung Flughafen Berlin-Schönefeld zugeordnet. 
In dieser Sonderabfertigung war die Klägerin tätig.

Am 25. September 1990 einigten sich Vertreter des Minister­
rates der DDR, des Bundeskanzleramtes und des Bundesministers der 
Finanzen darauf, daß die Entscheidung nach Art. 13 Abs. 2 EV hin­
sichtlich der VEM durch den Bundesminister der Finanzen getroffen 
werden sollte. Der Bundesminister der Finanzen schob den Ruhens- 
beginn gemäß Fußnote 2 zu Nr. 1 Abs. 2 EV bis zum 31. Dezember 
1990 hinaus.

Mit Erlaß Vom 11. Dezember 1990 entschied der Bundesminister 
der Finanzen, die Betriebe und Einrichtungen des früheren Amtes 
des Ministerpräsidenten der DDR, für die gemäß Fußnote 2 der Ru- 
hensbeginn bis zum 31. Dezember 1990 hinausgeschoben worden war, 
nicht in die Verwaltung des Bundes zu überführen. Er übertrug der 
Oberfinanzdirektion Berlin die Aufgabe, die Einrichtung in geeig­
neter Weise wirtschaftlich zu verwerten. Um dieses Ziel nicht zu 
beeinträchtigen, sollte ein kontinuierlicher Übergang ermöglicht 
und zu diesem Zwecke Arbeitskräfte vorübergehend beschäftigt wer­
den.
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Die Oberfinanzdirektion Berlin teilte der Klägerin mit 
Schreiben vom 14. Dezember 1990 mit, daß ihre Beschäftigungsein­
richtung nicht weitergeführt werde und deshalb ihr Arbeitsver­
hältnis mit Wirkung ab 1. Januar 1991 ruhe.

Die Klägerin, die seit dem 1. Januar 1991 nicht mehr be­
schäftigt wurde, hat mit ihrer Klage geltend gemacht, die Beklag­
te habe die Sonderabfertigung tatsächlich überführt, so daß ihr 
Arbeitsverhältnis nicht geruht und nicht mit Ablauf der Ruhens- 
zeit geendet habe.

Die Klägerin hat beantragt

festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis der Klä­
gerin nicht aufgrund der Vorschriften des Eini­
gungsvertrages geruht hat, sondern unverändert zu 
der Beklagten fortbesteht.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Sie hat vorgetragen, die Aufgaben und Ziele der VEM seien 
vom Bund nicht übernommen oder weiterverfolgt worden. Der Versor­
gungsbereich im Flughafen Schönefeld sei in seinem ursprünglichen 
Bestand reduziert und der Abwicklung zugeführt worden. Die befri­
stete Einstellung früherer Mitarbeiter habe der vorgesehenen 
Übertragung auf einen privaten Unternehmer gedient.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Dage-
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gen richtet sich die vom Landesarbeitsgericht zugelassene Revisi­
on der Beklagten.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist begründet.

Das Arbeitsverhältnis der Parteien hat gern. Art. 20 Abs. 1 
Einigungsvertrag in Verbindung mit Anlage I Kapitel XIX Sachge­
biet A Abschnitt III Nr. 1 Abs. 2 Sätze 2 und 5 in der Zeit vom
1. Januar 1991 bis zum 30. September 1991 geruht und endete mit 
Ablauf dieser Frist. Die Klägerin gehörte zu den "übrigen Arbeit­
nehmern" der öffentlichen Verwaltung der DDR im Sinne von Nr. 1 
Abs. 2 Satz 2 EV, deren Arbeitsverhältnisse wegen unterbliebener 
Überführung ihrer Beschäftigungseinrichtung kraft Gesetzes ruhten 
und endeten.

I. Wurde bis zum 3. Oktober 1990 keine positive Überführungs­
entscheidung getroffen, trat kraft Gesetzes die Auflösung der 
Einrichtung bzw. der nicht überführten Teile ein. Wurde ein über­
führungsfähiger Teil überführt, erfaßte die Abwicklung den Rest 
der früheren Gesamteinrichtung. Die Abwicklung diente der Umset­
zung dieser Auflösung und war auf die Liquidation der Einrichtung 
oder der nicht überführten Teile gerichtet. In diesem Falle ruh­
ten die Arbeitsverhältnisse der in der abzuwickelnden (Teil-)Ein­
richtung Beschäftigten gemäß Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A 
Abschnitt III Nr. 1 Abs. 2 EV grundsätzlich ab dem 3. Oktober
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1990. Dieser Ruhensbeginn konnte um bis zu drei Monate hinausge­
schoben werden. Die Kündigungsvorschriften des Mutterschutzrechts 
durften allerdings nicht durchbrochen werden.

Die Überführung einer Einrichtung gemäß Art. 13 EV bedurfte 
einer auf den verwaltungsinternen Bereich zielenden Organisati­
onsentscheidung der zuständigen Stelle. Diese Überführungsent­
scheidung konnte eine Einrichtung als ganze oder als eine Teil­
einrichtung betreffen, die ihre Aufgabe selbständig erfüllen 
konnte (BAG Urteil vom 03. September 1992 - 8 AZR 45/92 - AP 
Nr. 1 zu Art. 13 Einigungsvertrag, auch zur Veröffentlichung in 
der Amtlichen Sammlung des Gerichts vorgesehen). Die Überfüh­
rungsentscheidung war mangels außenwirksamer Regelung kein Ver­
waltungsakt (BAG aaO; BVerwG Urteil vom 12. Juni 1992 - 7 C 
5/92 - ZIP 1992, 1275).

Eine Einrichtung oder Teileinrichtung wurde im Sinne von 
Art. 13 EV überführt, wenn der Träger öffentlicher Verwaltung die 
(Teil-)Einrichtung unverändert fortführte oder er sie unter Er­
haltung der Aufgaben, der bisherigen Strukturen sowie des Bestan­
des an sächlichen Mitteln in die neue Verwaltung eingliederte 
(Urteil vom 28. Januar 1993 - 8 AZR 169/92 -, zur Veröffentli­
chung freigegeben).

Die Überführung im Sinne von Art. 13 EV erforderte nicht nur 
die vorübergehende, sondern eine auf Dauer angelegte Fortsetzung 
der Verwaltungstätigkeit. Wurde die (Teil-)Einrichtung nur vor­
läufig mit dem Ziele der Auflösung fortgeführt, lag hierin keine
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Überführung im Sinne von Art. 13 EV (Urteil vom 28. Januar 1993 
- 8 AZR 169/92 aaO).

Weil die gesetzliche Folge der Abwicklung immer dann ein­
trat, wenn es an einer positiven, ggf. auch konkludenten Überfüh­
rungsentscheidung fehlte, war nur durch sie die Abwicklung der 
Einrichtung zu verhindern.

Die ruhenden Arbeitsverhältnisse endeten kraft Gesetzes nach 
Ablauf von sechs bzw. neun Monaten Wartezeit, wenn nicht der ein­
zelne Arbeitnehmer weiterverwendet wurde. Macht ein Arbeitnehmer 
des öffentlichen Dienstes der ehemaligen DDR geltend, sein 
Arbeitsverhältnis sei gemäß Nr. 1 Abs. 2 Satz 1 EV auf die Bun­
desrepublik Deutschland übergegangen und bestehe als aktives 
fort, hat er die Überführung seiner Beschäftigungs(teil-)ein- 
richtung darzulegen und gegebenenfalls zu beweisen (BAG Urteil 
vom 15. Oktober 1992 - 8 AZR 145/92 - DB 1993, 585, auch zur 
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung des Gerichts vorge­
sehen) .

II. Die Beklagte hat weder die VEM als Einrichtung noch die Son­
derabfertigung am Flughafen Berlin-Schönefeld als Teileinrichtung 
durch ausdrückliche oder konkludente Entscheidung gemäß Art. 13 
EV in ihre Trägerschaft überführt.

1. Die Beklagte hat, vertreten durch den Bundesminister der Fi­
nanzen, am 11. Dezember 1990 ausdrücklich und uneingeschränkt 
entschieden, die VEM nicht in ihre Verwaltung oder auf einen an­
deren Hoheitsträger zu überführen. Eine spätere ausdrückliche
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oder konkludente Entscheidung einer zuständigen Stelle der Be­
klagten zur Überführung der VEM oder einer Teileinrichtung ist 
nicht festgestellt worden.

2. Die Annahme des Berufungsgerichts, die Beklagte habe die 
Sonderabfertigung überführt, beruht auf einer Fehlinterpretation 
des Rechtsbegriffs "Überführung".

Die Regelungen des Einigungsvertrages machten es nicht er­
forderlich, am 3. Oktober 1990 oder spätestens am 3. Januar 1991 
die nicht zu überführenden Einrichtungen der ehemaligen DDR zu 
schließen. Vielmehr war gemäß Art. 13 EV auch die Abwicklung "zu 
regeln". Damit entsprach der Einigungsvertrag der Notwendigkeit 
einer geordneten "Liquidation" der nicht zu überführenden Ein­
richtungen. Dementsprechend lag, wie bereits mit Urteil vom 
28. Januar 1993 (- 8 AZR 169/92 -, aaO) entschieden, keine Über­
führung im Sinne von Art. 13 EV vor, wenn eine Einrichtung nur 
vorläufig mit dem Ziele der Auflösung fortgeführt wurde. Die 
Überführung setzte vielmehr voraus, daß die Einrichtung unverän­
dert fortgeführt oder unter Erhaltung der Aufgaben, der bisheri­
gen Strukturen sowie des Bestandes an sächlichen Mitteln in die 
neue Verwaltung eingegliedert wurde. Nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 24. April 1991 (BVerfGE 84, 133, 
151) schloß die Überleitung auf einen "anderen Hoheitsträger" die 
Annahme der Abwicklung aus, wenn die Einrichtung tatsächlich 
erhalten blieb. Hingegen lag eine "geregelte" Abwicklung vor, 
wenn die Tätigkeit geordnet zu Ende geführt wurde.
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Die Entscheidung des Trägers öffentlicher Verwaltung, die 
Organisationseinheit der DDR-Verwaltung nicht im Rahmen der öf­
fentlichen Verwaltung fortzuführen, sondern das Objekt entgelt­
lich einem privaten Träger zu überlassen und dadurch wirtschaft­
lich zu verwerten, bewirkte folglich keine "Überführung in öf­
fentliche Verwaltung". Dem entspricht Nr. 6 des bei Unterzeich­
nung des Einigungsvertrages vereinbarten Protokolls, das nach 
Art. 1 des Einigungsvertragsgesetzes vom 18. September 1990 
(BGBl. II S. 885) Gesetzeskraft hat. Danach mußten Einrichtungen 
oder Teileinrichtungen, die bis zum Wirksamwerden des Beitritts 
Aufgaben erfüllten, die künftig nicht mehr von der öffentlichen 
Verwaltung wahrgenommen werden sollten, im Sinne des Einigungs­
vertrages abgewickelt werden. Die "Privatisierung" einer Einrich­
tung der DDR-Verwaltung war somit ungeachtet ihres realen Fortbe­
stehens keine "Überführung" im Sinne von Art. 13, 20 EV.

Diese Bestimmungen des Einigungsvertrages und des Protokolls 
verstoßen nicht gegen höherrangiges Recht, insbesondere nicht 
gegen Art. 12 GG. Die das Erfordernis individueller Kündigungen 
beseitigende Regelung der arbeitsrechtlichen Folgen der Abwick­
lung in Nr. 1 Abs. 2 EV dient dem Schutz eines überragend wichti­
gen Gemeinschaftsgutes (BVerfGE 84, 133, 151) und stellt einen 
verhältnismäßigen Eingriff in das Grundrecht auf freie Wahl des 
Arbeitsplatzes dar. Durch den Vollzug dieser besonderen Regelung 
konnten deshalb die allgemeinen Kündigungsvorschriften nicht "um­
gangen" werden. Im übrigen hat die Klägerin selbst darauf hinge­
wiesen, daß der Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland 
dem "Staatskonkurs" zuvorkam. Der Bestand der Arbeitsverhältnisse
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im öffentlichen Dienst der DDR war somit bereits vor dem Wirksam­
werden des Beitritts nicht mehr ungefährdet. Zudem hat sich der 
Bundesgesetzgeber veranlaßt gesehen, für den Bereich der Privat­
wirtschaft des Beitrittsgebietes den Bestandsschutz von Arbeits­
verhältnissen durch Art. 232 § 5 EGBGB (BGBl. 1991 I S. 854 und 
1992 I S. 2116) insbesondere in der Gesamtvollstreckung erheblich 
einzuschränken.

3. Damit folgte weder aus dem Erlaß des Bundesministers der Fi­
nanzen vom 11. Dezember 1990 noch seiner tatsächlichen Umsetzung 
eine Überführungsentscheidung im Sinne von Art. 13 EV. Durch den 
der Oberfinanzdirektion Berlin erteilten Auftrag, die Sonderab­
fertigung Flughafen Berlin-Schönefeld wie andere Untereinheiten 
der VEM baldmöglichst wirtschaftlich zu verwerten, wurde dement­
sprechend das Abwicklungsverfahren eingeleitet. Daß der Bundesmi­
nister der Finanzen für die Übertragung auf Dritte keinen be­
stimmten Zeitpunkt bezeichnen konnte, versteht sich wegen der 
Notwendigkeit, geeignete private Vertragspartner zu finden, von 
selbst und begründet keine auch nur vorläufige Eingliederung der 
VEM in die öffentliche Verwaltung.

4. Darüber hinaus stand einer "Überführung" der VEM oder der 
Sonderabfertigung im Sinne des Einigungsvertrages der Fortfall 
der bisherigen Aufgabenstellung entgegen. Die in § 1 der Ordnung 
der VEM bezeichneten Nutznießer dieser Organisation waren späte­
stens mit dem Wirksamwerden des Beitritts der DDR zur Bundesrepu­
blik Deutschland fortgefallen. Dies wird vom Berufungsgericht un­
zutreffend gewürdigt, wenn es annimmt, die Beklagte habe mit dem
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gastronomischen Betrieb den vormaligen Zweck weiterverfolgt. Die 
Zwecke der VEM ergaben sich aus der zitierten Ordnung und konnten 
nach der Abschaffung der Nomenklaturkader nicht mehr weiterver­
folgt werden. Ein gastronomischer Betrieb ist nicht das gleiche 
wie die Versorgungseinrichtung der Privilegierten der DDR.

III. Als gesetzliche Folge der unterlassenen Überführung der Ver­
sorgungseinrichtung des Ministerrates bzw. der Sonderabfertigung 
Flughafen Berlin-Schönefeld trat am 1. Januar 1991 das Ruhen des 
Arbeitsverhältnisses der Klägerin ein. Weil es zu keiner Weiter­
verwendung der Klägerin kam, endete ihr Arbeitsverhältnis mit Ab­
lauf des gesetzlichen RühensZeitraumes (Nr. 1 Abs. 2 Satz 5 EV). 
Da die Klägerin nach den Feststellungen des Arbeitsgerichts am
3. Oktober 1990 das 50. Lebensjahr vollendet hatte, endete ihr 
Arbeitsverhältnis nach Ablauf des neunmonatigen RühensZeitraums 
am 30. September 1991. Aus welchem Grunde die Klägerin in II. In­
stanz geltend gemacht hat, ihr Arbeitsverhältnis habe über den 
30. Juni 1991 hinaus fortbestanden, ist nicht ersichtlich, kann 
aber dahingestellt bleiben, denn der gestellte Antrag ist in 
vollem Umfange unbegründet.

IV. Die Frage, ob die Beklagte die im Rahmen der Abwicklung 
vorläufig beschäftigten Arbeitnehmer nach rechtlich vertretbaren 
Gesichtspunkten ausgewählt hat, ist im vorliegenden Rechtsstreit 
nicht entscheidungserheblich, denn ein etwaiger Einstellungs-, 
Weiterverwendungs- oder Schadensersatzanspruch der Klägerin hätte 
die kraft Gesetzes eingetretenen Folgen der Abwicklung unberührt 
gelassen.
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V. Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO

Michels-Holl , Dr. Ascheid Dr. Müller
Dr. Gaber Hickler
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